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des Ausschusses für Finanz- und Steuerf ragen 
(11. Aussdiuß) 

über den von der Fraktion der SPD eingebraditen 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über das Branntweinmonopol 

- Nr. 3623 der Drucksachen - 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Kneipp 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1 . dem Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol in der aus der Anlage ersichtlichen Fassung 
zuzustimmen; 

2. die Entwürfe eines 

a) Gesetzes über die Besteuerung des Branntweins (Erstes Ge- 
setz zur vorläufigen Neuordnung des Branntweinmonopols), 

b) Gesetzes über die Monopolbewirtschaftung des Branntweins 
(Zweites Gesetz zur vorläufigen Neuordnung des Brannt- 
weinmonopols) 

— Nr, 3922 der Drucksachen — durch die Verabschiedung des 
in Ziffer 1 bezeichneten Gesetzentwurfs für erledigt zu er- 
klären. 


Bonn, den 24. Juni 1953 


Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Wellhausen Dr. Kneipp 

V orsitzender Bcriditerstatter 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über das Branntweinmonopol 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über das Branntweinmonopol 
vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbh I S. 405) 
wird wie folgt geändert: 

Der durch Verordnung vom 7. Dezember 
1944 (Relchsgesetzbl. I S. 336) aufgehobene 
§ 181 wird in folgender Fassung wieder In 
Kraft gesetzt: 

4 181 

(1) Obstbrennereien, deren Besitzer In 
den deutschen Gebieten östlich der Oder- 
Neiße-Linie Eigentümer einer gleicharti- 
gen Brennerei mit Brennrecht waren, 
diese infolge der Kriegs- oder Nachkriegs- 
ereignisse haben aufgeben müssen und im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes das Ge- 
werbe fortsetzen, sind auf Antrag gemäß 
§ 33 Abs. 1 zum Brennrecht zu veranla- 
gen, jedoch nicht zu einem höheren Brenn- 


recht, als sie es früher besessen haben. Der 
Antrag kann nur bis zum 30. September 
1955 gestellt werden. 

(2) Die nach Absatz 1 festgesetzten 
Brennrechte werden mit dem Zeitpunkt 
der ersten Inbetriebnahme der Obstbren- 
nerelen wirksam. 

(3) Auf gewerbliche Brennereien, mit 
Ausnahme derjenigen, deren Besitzer 
anonyme Kapitalgesellschaften waren, 
finden die Absätze 1 und 2 entsprechende 
Anwendung mit der Maßgabe, daß das 
Brennrecht auf nicht mehr als 400 Hekto- 
liter Weingeist festgesetzt werden darf.“ 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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